
Tatbestand des Betrugs, begangen gegenüber der Bank 
und zum persönlichen Vorteil der LPG-Mitglieder ge­
geben.
Das Oberste Gericht hat zu dieser Problematik in sei­
ner Entscheidung vom 28. Januar 1970 — 2 Vst 23/69 — 
(.unveröffentlicht) entschieden, daß „die Frage, ob ein 
erheblicher ungerechtfertigter wirtschaftlicher Vorteil 
für Betriebe bzw. Bereiche im Sinne von § 171 Z i f f .  3 
StGB erwirkt werden sollte, nur nach Aufdeckung der 
konkreten ökonomischen ■ Situation des gegebenen Be­
triebes bzw. Bereichs beantwortet werden kann. Er­
wirkt ein LPG-Vorsitzender durch unrichtige Angaben 
gegenüber der Bank für Landwirtschaft und Nah­
rungsgüterwirtschaft einen ungerechtfertigten Be­
standskredit zur Finanzierung einer nicht erwirtschaf­
teten Jahresendauszahlung, so erstrebt er mit dem ge­
wünschten Kredit für die Genossenschaft keinen Vor­
teil im Sinne des § 171 Z i f f .  3 StGB. Ihr wird dadurch 
vielmehr ein wirtschaftlicher Schaden zugefügt, der 
unter dem Gesichtspunkt des § 1 6 5  StGB zu prüfen ist“.

Josef P a s l e r ,  Richter am Obersten Gericht

Familienrecht

§29 FGB.
1. Die Voraussetzungen, unter denen ein geschiedener 
Ehegatte gemäß § 29 FGB auf Zeit oder ausnahmsweise 
auch unbefristet unterhaltsberechtigt ist, sind im Un­
terhaltsverfahren sorgfältig zu untersuchen, gegenein­
ander abzuwägen und in ihrem Zusammenhang zu 
würdigen. Eine isolierte Betrachtungsweise ist zu ver­
meiden, da einzelnen Kriterien des § 29 FGB nicht von 
vornherein ein bestimmter Vorrang gebührt.
2. Eine Verurteilung zur Unterhaltszahlung an den ge­
schiedenen Ehegatten ist grundsätzlich nur dann ge­
rechtfertigt, wenn sie im Einklang mit den Rechts- und 
Moralauffassungen unserer sozialistischen Gesellschafts­
ordnung steht. Deshalb können eine leichtfertige Ein­
stellung zu den ehelichen Pflichten oder unmora­
lisches Verhalten eines Ehegatten, wenn dadurch allein 
oder überwiegend die Zerrüttung der Ehe verursacht 
wurde, dazu führen, daß trotz Leistungsfähigkeit des 
anderen Ehegatten und trotz Vorliegens sonstiger un­
terhaltsbegründender Umstände bei dem Ehegatten, der 
sich pflichtwidrig verhalten hat, der sonst gegebene 
Unterhaltsanspruch versagt wird.
Dem Unterhaltsantrag des Ehegatten, der allein oder 
überwiegend die Ehe zerrüttet hat, wird aber trotzdem 
insbesondere dann stattzugeben sein, wenn ihm das 
Erziehungsrecht für die Kinder übertragen wird, er 
aus diesem Grunde nicht in der Lage ist, einer Berufs­
tätigkeit nachzugehen und auch aus seinem sonstigen 
Vermögen seine Lebensbedürfnisse nicht bestreiten 
kann. Das eheliche Fehlverhalten kann sich jedoch auf 
die Höhe des Unterhalts mindernd auswirken.
OG, Urt. vom 11. Juni 1970 - 1 ZzF 7/70.

Das KreisgeridTt hat die im Dezember 1967 geschlossene 
Ehe der Parteien, die noch nicht zusammengelebt hat­
ten, geschieden. Das Erziehungsrecht für die am 18. Juni 
1968 geborene Tochter S. wurde der Verklagten über­
tragen. Der Kläger wurde verpflichtet, für das Kind 
Unterhalt zu zahlen. Den Antrag der Verklagten, den 
Kläger zu verurteilen, an sie ab Rechtskraft der Schei­
dung auf mindestens ein Jahr monatlich 180 M Unter­
halt zu zahlen, hat das Kreisgericht abgewiesen. Dazu 
wird im wesentlichen ausgeführt:
Dem Kläger habe in B. eine ausreichende Wohnung zur 
Verfügung gestanden. Trotzdem habe sich die Ver­

klagte beharrlich und ohne Grund geweigert, von E., 
wo Sie nach der Eheschließung weiterhin mit ihrer 
Mutter zusammengelebt habe, nach B. zu verziehen, 
um das Zusammenleben der Ehegatten zu ermöglichen. 
Sie habe damit in schwerwiegender Weise gegen die 
sich aus §§ 5 und 9 FGB ergebenden Pflichten der Ehe­
leute, besonders zur gemeinsamen Haushaltführung, 
verstoßen. Dadurch sei die Ehe der Parteien geschei­
tert, noch bevor es zu einer echten Gemeinschaft ge­
kommen sei.
Das Erzdehungsrecht für die Tochter S. sei der Mutter 
zu übertragen gewesen, weil sie das Kind bisher ein­
wandfrei betreut habe und auch die Gewähr dafür 
biete, es zu einem lebenstüchtigen Menschen zu er­
ziehen.
Soweit über den Unterhaltsanspruch der Verklagten 
zu befinden gewesen sei, hätten die Entwicklung der 
Ehe und die Umstände der Scheidung nicht unberück­
sichtigt bleiben können. Es sei nicht gerechtfertigt, 
daß der Kläger an die Verklagte, die durch ihr Ver­
halten die Ehe zerrüttet habe, Unterhalt zahlen müsse 
(§ 29 FGB). Wenn der Verklagten das Erziehungsrecht 
übertragen worden und' sie hierdurch nicht in der 
Lage sei, ihren Unterhalt aus eigenen Arbeitseinkünf­
ten zu bestreiten, da zur Zeit keine Möglichkeit be­
stehe, das Kind in eine Krippe zu geben, so sei dies 
kein zwingender Grund, ihrem Antrag zu entsprechen. 
Die Verklagte könne überdies zumindest einer Teil­
beschäftigung nachgehen, weil sich ihre Mutter wie 
bisher um die Betreuung des Kindes mit bemühen 
könne.
Gegen die Unterhaltsentscheidung des Kreisgerichts 
richtet sich der Kassationsantrag des Präsidenten des 
Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Nach § 29 FGB ist ein geschiedener Ehegatte auf Zeit 
oder ausnahmsweise auch unbefristet unterhaltsberech- 
tigt, wenn er wegen Krankheit, wegen der Erziehung 
der Kinder oder aus anderen beachtlichen Gründen 
nicht in der Lage ist, sich durch Arbeit oder aus son­
stigen Mitteln selbst zu unterhalten. Des weiteren muß 
der Unterhaltsanspruch unter Berücksichtigung der 
Lebensverhältnisse, der Entwicklung der Ehe und der 
Umstände, die zur Scheidung geführt haben, gerecht­
fertigt erscheinen. All diese Voraussetzungen sind im 
Unterhalts verfahren sorgfältig zu untersuchen, gegen­
einander abzuwägen und in ihrem Zusammenhang zu 
würdigen. Eine isolierte Betrachtungsweise ist zu ver­
meiden, da einzelnen Kriterien nicht von vornherein 
ein bestimmter Vorrang gebührt. Das hat die Zivil­
kammer nicht beachtet, indem sie den Umständen der 
Scheidung gegenüber der Tatsache, daß die Verklagte 
durch die Ausübung des Erziehungsrechts an einer 
sofortigen Arbeitsaufnahme gehindert war, ausschlag­
gebende Bedeutung bei gemessen hat.
Dem Kreisgericht ist darin beizupflichten, daß grund­
sätzlich eine Verurteilung zur Unterhaltszahlung an 
den geschiedenen Ehegatten nur dann gerechtfertigt 
ist, wenn sie im Einklang mit den Rechts- und Moral­
auffassungen unserer sozialistischen Gesellschaftsord­
nung steht. Daher sieht § 29 FGB vor, daß eine leicht­
fertige Einstellung zu den ehelichen Pflichten oder 
unmoralisches Verhalten eines Ehegatten, das allein 
oder überwiegend die Zerrüttung der Ehe verursacht 
hat, dazu führen kann, daß trotz Leistungsfähigkeit 
des anderen Ehegatten und trotz Vorliegens sonstiger 
unterhaltsbegründender Umstände bei dem Ehe­
gatten, der sich pflichtwidrig verhielt, der sonst 
gegebene Unterhaltsanspruch versagt wird. Hier­
durch wird aber — das hat die Zivilkammer ver­
kannt — nicht ausgeschlossen, daß unter bestimmten 
Voraussetzungen dem Antrag des Ehegatten auf Unter­
haltszahlung doch stattzugeben ist, der für die Auf­
lösung der Ehe die Hauptverantwortung trägt.
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